
 

 

D u r c h f ü h r u n g s v e r t r a g Nr. 61-2021-01 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 612 

„Biesenthaler Straße 41“ 

 

 

 

 

 

Die    Stadt Eberswalde 

          Breite Straße 41-44 

          16225 Eberswalde 

    

(nachfolgend Stadt genannt) 

 

 

vertreten durch den Bürgermeister, 

    Herrn Friedhelm Boginski 

 

 

 

und    Herrn Thomas Hilbig 

    Zum Samithsee 48 

    16227 Eberswalde 

 

 

       (nachfolgend Vorhabenträger genannt) 

 

 

 

 

 

 

 

 

schließen folgenden Vertrag: 

 

 

 

 

 

 

 

  

Anlage 1
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Teil I. Allgemeines 

 

§ A 1   Gegenstand des Vertrages 

 

(1) Gegenstand des Vertrages sind  

 

die Realisierung des Vorhabens „Biesenthaler Straße 41" im Vertragsgebiet 1 

(des Vorhaben – und Erschließungsplans (VEP) Anlage 2) sowie den 

Kompensationsflächen zur Ersatzaufforstung (Lagepläne Vertragsgebiet 2 in Finow 

und Vertragsgebiet 3 in Henzendorf Anlage 4, 5).  

 

Das Vorhaben beinhaltet die  

 Errichtung einer reihenhausartigen Wohnanlage mit insgesamt 9 Wohneinheiten zur 

Vermietung sowie individuellen Gärten, Zufahrtsweg mit Wendehammer 

 Errichtung eines freistehenden Wohnhauses 

 Errichtung einer Stellplatzanlage 

 Erschließung des Vertragsgebietes, Anbindung an die Biesenthaler Straße 

 Errichtung eines Spielplatzes rd. 90 m² 

 Ersatzaufforstungsflächen in Finow und in Henzendorf 

 

(2) Der Vorhabenträger beabsichtigt, die Grundstücke Gemarkung Finow, Flur: 1, 

Flurstücke: 1587, 1589, 467 und 468 nach seinem städtebaulichen Konzept im VEP 

Anlage 2 zu bebauen. Der Vorhabenträger ist eingetragener Eigentümer der betroffenen 

Grundstücke.  

 

(3) Zum Vertrag gehören das Vertragsgebiet 1 und die Kompensationsflächen als 

Vertragsgebiet 2 und 3. Das Vertragsgebiet 1 umfasst die in der Anlage 1 umgrenzte 

Fläche in einer Größe von ca. 0,37 ha. Die zwei Kompensationsflächen zur 

Ersatzaufforstung umfassen die in der Anlage 4 und Anlage 5 umgrenzten Flächen in 

einer Größe von 570 m² (Gemarkung Finow, Flur 4, Flurstück 297) und in einer Größe von 

330 m² (Gemarkung Henzendorf, Flur 2, Flurstück 160). 

 

 

§ A 2   Bestandteile des Vertrages 

 

Bestandteile des Vertrages sind 

 

a) Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes 1    Anlage 1 

b) Vorhaben- und Erschließungsplan       Anlage 2 

  Stand 13.07.2021      

c) vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 612 „Biesenthaler Straße 41“ Anlage 3 

   Satzungsfassung 13.07.2021  
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d) Lageplan Vertragsgebiet 2 Ersatzaufforstung: Finow   Anlage 4 

e) Lageplan Vertragsgebiet 3 Ersatzaufforstung: Henzendorf  Anlage 5 

f) Genehmigungen zur Neuanlage von Wald gem. § 9 LWaldG 

 - untere Forstbehörde -, Oberförsterei Eberswalde    Anlage 6.1 

 - untere Forstbehörde -, Oberförsterei Siehdichum    Anlage 6.2 

 

 

Teil II. Vorhaben 

 

§ V 1   Beschreibung des Vorhabens 

 

Der Vorhabenträger beabsichtigt das ehemalige Gewerbegrundstück sowie den Abschnitt 

der früheren Eisenbahntrasse der ehemaligen „Eberswalde - Finowfurter Eisenbahn“ einer 

neuen Nutzung zuzuführen. Das Vertragsgebiet 1 liegt am südlichen Rand des 

geschlossenen Siedlungsgebietes des Stadtbezirks Finow unmittelbar an der Biesenthaler 

Straße.  

 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Errichtung einer Wohnanlage in Form von neun 

reihenhausartigen Häusern zur Vermietung mit individuellen Gärten, einem 

Einfamilienhaus und dem dazugehörigen Zufahrtsweg mit Wendehammer gemäß des 

Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) (Anlage 2).  

 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Farbgebung der Fassaden mit der Farbwahl: 

Caparol Onyx 105 (RGB-Farbraum 228, 192, 144) gemäß des VEP (Anlage 2).  

 

(3) Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß dem VEP (Anlage 2) zur Schaffung von 

Gärten. Jeder Wohneinheit wird ein eigener Garten zugeordnet. Die Gärten werden auf der 

Südseite der Grundstücke für jede einzelne Wohneinheit über einen schmalen Gartenweg 

erschlossen. 

 

(4) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Errichtung von Kfz-Stellplätzen, 

Fahrradabstellanlagen sowie eine Abstelleinrichtung für Mülltonnen gemäß dem VEP 

(Anlage 2).  

 

(5) Des Weiteren  stellt er sicher, auf dem Areal einen Spielplatz für Kleinkinder herzurichten, 

wie in der Anlage 2 dargestellt. Dieser umfasst eine Spielfläche von rd. 90 m² und 

beinhaltet eine Sandkiste, Kleinspielgeräte (in Form eines Wipptiers und einer Schaukel) 

und Sitzmöglichkeiten. 

 

  



Durchführungsvertrag Nr. 61-2021-01 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 612 „Biesenthaler Straße 41“ 

__________________________________________________________________________________________ 

 

 

Seite 4 von 12 

 

 

§ V 2   Durchführungsverpflichtung 

 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Durchführung aller Maßnahmen, die für die 

Realisierung des unter § V 1 genannten Vorhabens erforderlich sind. 

 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, spätestens 6 Monate nach Inkrafttreten des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans (vBPL) Nr. 612 „Biesenthaler Straße 41“ einen 

vollständigen Bauantrag für das Vorhaben einzureichen. Er wird spätestens 6 Monate 

nach Bestandskraft der Baugenehmigung mit dem Vorhaben beginnen und es innerhalb 

von 36 Monaten nach Bestandskraft endgültig und vollständig gemäß § V 1 fertig 

stellen. 

 

(3) Die vorgenannte Durchführungsfrist kann mit Zustimmung der Stadt verlängert werden. 

 

(4) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, im Rahmen der Mietverträge die zukünftigen 

Mieter über mögliche Lärmeinwirkungen im Zusammenhang mit dem Verkehrslande-

platz Eberswalde-Finow zu informieren. 

 

(5) Der Vorhabenträger verpflichtet sich vor Fällung der Bäume auf der Vertragsfläche 1 

zur Prüfung, ob durch die Fällungen Bäume auf angrenzenden Flurstücken freigestellt 

werden und es zu einer Gefahr werden könnte. Hierzu bedarf es einer Absprache mit 

dem Tiefbauamt. 

 

 

§ V 3   Waldumwandlung 

 

Im Zuge des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 612 „Biesenthaler Straße 41“ 

werden bewaldete Flächen von insgesamt 900 m² in eine andere Nutzungsart 

umgewandelt. Es handelt sich um Teilflächen eines spontan aufgewachsenen 

Kiefernwaldes im Bereich von ehemaligen Gleis- und Bahnanlagen im östlichen 

Plangebiet. Der vBPL Nr. 612 sieht für den Bereich der Waldumwandlungsfläche eine 

Fläche für Wohnen vor. Von daher verpflichtet sich der Vorhabenträger zu 

Ersatzwaldanpflanzungen. Die im Geltungsbereich des vBPL liegende Waldfläche von 

900 m² muss durch den Vorhabenträger durch Ersatzmaßnahmen ersetzt werden. Zur 

Sicherung des Waldausgleichs erfolgen durch den Vorhabenträger die 

Ersatzaufforstungen (Anlagen 4 und 5). 

 

Nachfolgende Regelungen dienen der Sicherstellung von notwendigen Ersatzmaßnahmen 

an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs (forstliche Ersatzmaßnahmen) im Sinne des § 1a 

Abs. 2 und 3 BauGB zur Änderung der Nutzungsart „Wald“ in „Bauflächen“ bezogen auf 

den vBPL Nr. 612 „Biesenthaler Straße 41“.  
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(1) Für die Grundkompensation der Inanspruchnahme von Waldflächen gemäß § 1 

Waldgesetz des Landes Brandenburgs (LWaldG) sind folgende Maßnahmen 

durchzuführen: 

- Waldumwandlung im Verhältnis 1:1  

- 900 m² große Erstaufforstung als laubholzdominierter Reinbestand mit 

Mischbaumartenanteil anzulegen und zu pflegen 

 

(2) Durch diesen Vertrag wird sichergestellt, dass der tatsächliche Erfolg der Kompensation 

der Waldinanspruchnahme gesichert wird, wie durch eine ansonsten mögliche 

planungsrechtliche Festsetzung im vBPL. 

 

(3) Der Genehmigung der unteren Forstbehörde zur Änderung der Nutzungsart Wald nach § 8 

Abs. 1 Satz 1 des LWaldG steht gleich, wenn alle Aussagen zur forstrechtlichen 

Kompensation im vBPL getroffen werden oder die Kommune, die die Kompensation, wie 

hier vorliegend, in einer vertraglichen Vereinbarung gemäß Durchführungsvertrag trifft. 

Der vBPL wird durch diesen Vertrag gemäß den Erlassanforderungen so qualifiziert, dass 

er die forstbehördliche Waldumwandlungsgenehmigung ersetzt. 

Die untere Forstbehörde wurde bei den Festlegungen dieses Vertrages beteiligt und in 

Kenntnis gesetzt. Dadurch wird eine weitere Beteiligung der Forstbehörde im 

Zulassungsverfahren (Baugenehmigungsverfahren) entbehrlich. 

 

(4) Der Investor verpflichtet sich: 

 

zur Grundkompensation von 900 m² Waldfläche nach § 1LWaldG im Verhältnis 1:1 auf 

nachfolgend genannten Flächen Ersatzaufforstungen zu leisten: 

 

- Eberswalde (Gemarkung Finow, Flur 4, Flurstück 297) in einer Größe von     

570 m² (Anlage 4) 

- Neuzelle (Gemarkung Henzendorf, Flur 2, Flurstück 160) in einer Größe von 

330 m² (Anlage 5)  

 

Als forstrechtliche Grundkompensation ist die 900 m² große Erstaufforstung als 

laubholzdominierter Reinbestand mit Mischbaumartenanteil anzulegen und zu pflegen. Die 

Ersatzmaßnahmen sind innerhalb von zwei Jahren nach Beginn des Vollzuges der 

Waldumwandlung möglichst eingriffsnah zu realisieren. 

 

Es liegt die forstrechtliche Genehmigung für das Vertragsgebiet 2 zur 

Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart gemäß § 8 LWaldG des 

Landesbetriebes Forst Brandenburg - untere Forstbehörde-, Oberförsterei 

Eberswalde (Gesch. Z.: LFB-0801-7020-6-02/21) vor (siehe Anlage 6.1). Die 

erfolgte Pflanzung ist gegenüber der Stadt und der unteren Forstbehörde 

anzuzeigen. 
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Es liegt die forstrechtliche Genehmigung für das Vertragsgebiet 3 zur 

Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart gemäß § 8 LWaldG des 

Landesbetriebes Forst Brandenburg - untere Forstbehörde-, Oberförsterei 

Siehdichum (Gesch. Z.: LFB-24.06-7020-6/02/19) vor (siehe Anlage 6.2). Die 

erfolgte Pflanzung ist gegenüber der Stadt und der unteren Forstbehörde 

anzuzeigen. 

 

Die Sicherung beider Vertragsgebiete ist zwischen dem Vorhabenträger und den 

jeweiligen Eigentümern privatrechtlich gesichert. Die Verträge liegen der Stadt Eberswalde 

vor. 

 

(5) Die Ausgleichs- und Ersatzflächen sind nach den für den Landeswald Brandenburg jeweils 

geltenden Waldbau- und Qualitätsstandards (Grüner Ordner, Bestandeszieltypenerlass), 

nach den anerkannten Regeln zum Einsatz der Technik und im Sinne der guten forstlichen 

Praxis aufzuforsten. 

 

(6) Es ist ausschließlich nur zugelassenes Vermehrungsgut (Pflanzmaterial) i. S. des 

Forstvermehrungsgutgesetzes (FoVG) zu verwenden.  

Die Baumartenwahl unterliegt den Einschränkungen des Erlasses zur Verwendung 

gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur. Bei den dem FoVG 

unterliegenden Baumarten sind die Herkunftsempfehlungen des Landes Brandenburg in 

der jeweils geltenden Fassung verbindlich anzuwenden.  

 

(7) Der Herkunftsnachweis des forstlichen Vermehrungsgutes ist durch Vorlage des  

Lieferscheins einer Baumschule, unverzüglich gegenüber der zuständigen unteren  

Forstbehörde zu erbringen. 

Die erfolgte Pflanzung ist unverzüglich gegenüber der unteren Forstbehörde anzuzeigen. 

 

(8) Die Auflagen dieses Vertrages zur forstlichen Kompensation gelten als erfüllt, wenn die 

Bestätigung durch die untere Forstbehörde in Form eines Endabnahmeprotokolls 

(frühestens 5 Jahre nach der Pflanzung) erfolgte. Bis zu diesem Zeitpunkt (gesicherte 

Kultur) sind die Flächen wirksam vor schädigenden Einflüssen zu schützen (z.B. durch 

einen Wildschutzzaun) und zu pflegen. Die Kultur ist zudem bis zum Erreichen des 

Stadiums der gesicherten Kultur bei Pflanzenausfällen nachzubessern. Die 

Nachbesserungspflicht besteht bis zur protokollarischen Endabnahme. 

 

(9) Unter gesicherter Kultur wird hier eine mit jungen Waldbäumen und -sträuchern 

bestandene Fläche verstanden, die aufgrund ihrer Form, Größe und der Verteilung der 

Bestockung Waldeigenschaften ausgebildet hat und nachhaltig die Erfüllung von Schutz-, 

Nutz- oder Erholungsfunktionen erwarten lässt. Sie kann gleichermaßen aus Pflanzung, 

Saat, Naturverjüngung entstanden sein. Wildschäden dürfen einen tolerierbaren Rahmen 

nicht übersteigen, d.h. die Fläche muss erwarten lassen, dass auf ihr die nachhaltige 

Erfüllung der Waldfunktionen möglich ist. 
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(10) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, unabhängig der Eigentumsverhältnisse betreffend 

das Vertragsgebiet 2, dafür Sorge zu tragen, dass die Waldumwandlungsfläche dauerhaft 

erhalten bleibt. Ist diese Sicherung nicht gewährleistet, wodurch zugleich der Abschluss 

der Gesamtmaßnahme des Waldausgleichs gefährdet wird, verpflichtet sich 

Vorhabenträger, die im Vertragsgebiet 2 festgelegte Kompensation an einem alternativen 

Standort in gleichem Umfang durchzuführen. Die Kompensation hat gemäß der im Vertrag 

genannten Auflagen und in Abstimmung mit der unteren Forstbehörde, Oberförsterei 

Eberswalde, zu erfolgen. Einer Änderung des Vertrages bedarf es hierfür nicht. 

 

(11) Zur langfristigen Sicherung der Kompensationsmaßnahmen verpflichtet sich der 

Vorhabenträger zur Hinterlegung einer Bankbürgschaft. Die geforderte Sicherheitsleistung 

von 3.069,00 EUR durch eine unbefristete, selbstschuldnerische Bankbürgschaft ist beim 

Landesbetrieb Forst Brandenburg (LFB), Serviceeinheit Eberswalde zu hinterlegen. Eine 

Kopie ist dem Stadtentwicklungsamt umgehend zu übergeben. Die Laufzeit der 

Gesamtmaßnahme Waldausgleich endet mit der Übergabe des Protokolls der gesicherten 

Kultur, ausgestellt durch die untere Forstbehörde. Mit der Waldumwandlung darf erst 

begonnen werden, nachdem der vBPL Rechtswirksamkeit erlangt hat und die 

Sicherheitsleistung hinterlegt ist. 

 

(12) Der Investor verpflichtet sich gegenüber der Stadt, Nachweise für die erfolgte 

Ersatzmaßnahme und das Protokoll der Endabnahme durch die untere Forstbehörde (im 

Status gesicherte Kultur in ca. 5 – 8 Jahren) jeweils umgehend nach Vollzug zu erbringen. 

 

 

Teil III. Erschließung 

 

(1) In Bezug auf die straßenseitige Erschließung des Grundstückes verpflichtet sich der 

Vorhabenträger zur Schaffung einer erforderlichen Gehwegüberfahrt in das 

Vorhabengrundstück. Die Bauausführung der Grundstückszufahrt ist mit der Stadt 

Eberswalde, Tiefbauamt abzustimmen. Die Erschließung erfolgt über die Biesenthaler 

Straße und einem im Gebiet befindlichen Zufahrtwegs.  

 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich eine Abstellanlage für Fahrräder zu errichten, die ein 

sicheres und schadenfreies Abstellen von Fahrrädern ermöglicht. Das 

Stadtentwicklungsamt berät bei der richtigen Wahl des Ständersystems. Das richtige 

Ständersystem ist mit dem Stadtentwicklungsamt vor Einbau abzustimmen. 

 

(3) Der Vorhabenträger wird darauf hingewiesen, dass die Hausanschlussleitung für die 

Schmutzwassererschließung gemäß der Technischen Regeln für die Selbstüberwachung 

von Abwasseranlagen (TRSüw) vom 02.01.2018 vor Inbetriebnahme einer 

Dichtheitsprüfung zu unterziehen, die alle 15 Jahre zu wiederholen ist. 
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Teil IV. Schlussbestimmungen 

 

§ S 1   Kostentragung 

 

(1) Der Vorhabenträger trägt die Kosten dieses Vertrages und die Kosten seiner  

Durchführung.  

 

(2) Weiterhin verpflichtet sich der Vorhabenträger zur Tragung sämtlicher 

Planungskosten. 

 

 

§ S 2   Veräußerung der Grundstücke, Rechtsnachfolge 

 

(1) Ein Wechsel des Vorhabenträgers bedarf nach § 12 Abs. 5 Satz 1 BauGB der 

Zustimmung der Stadt. Die Stadt wird die Zustimmung erteilen, wenn der neue 

Vorhabenträger sich gegenüber der Gemeinde verpflichtet, die sich aus diesem 

Vertrag ergebenden Verpflichtungen zu übernehmen.  

 

(2) Der heutige Vorhabenträger haftet der Gemeinde als Gesamtschuldner für die 

Erfüllung des Vertrages neben einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die 

Gemeinde ihn nicht ausdrücklich aus dieser Haftung entlässt. 

 

(3) Die in diesem Vertrag aufgeführten Verpflichtungen sind etwaigen Rechtsnachfolgern in 

notarieller Form mit der Maßgabe aufzuerlegen, diese zu verpflichten, diese 

Verpflichtungen ihrerseits wiederum in gleicher Weise ihren Rechtsnachfolgern mit 

Weitergabeverpflichtungen aufzuerlegen. Die Stadt ist über eine Rechtsnachfolge 

schriftlich zu informieren und erhält eine Abschrift des Vertrages.  

 

(4) Der Vorhabenträger wird darauf hingewiesen, dass eine spätere Umwandlung des 

Mehrfamilienhauses mit 9 Wohneinheiten in privates Eigentum abhängig von der 

konstruktiven Bauausführung sein wird, über die der Vorhabenträger mit der 

Bauantragsstellung entscheidet.  

 

 

§ S 3   Pflanzmaßnahmen / Umfeldgestaltung 

 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich gemäß der textlichen Festsetzung (TF) Nr. 3 

festgelegte Baumpflanzungen vorzunehmen. Auf der Fläche für Wohnen sind 

insgesamt 10 Bäume gemäß der Liste der in Brandenburg gebietseigenen Gehölzarten 

zu pflanzen. Es sind einheimische, standortgerechte, hochstämmige Obst- oder 

Laubbäume mit einem Stammumfang von mindestens 14 cm zu pflanzen. Die Bereiche 

der innerhalb des Vertragsgebiets 1 zu realisierenden Pflanzungen sind der Anlage 3 

zu entnehmen.  
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(2) Die Pflanzung ist spätestens zum nächsten Frühjahr nach Errichtung und 

Innutzungnahme der einzelnen Gebäude fertigzustellen und innerhalb von 4 Wochen 

dem Stadtentwicklungsamt sowie Tiefbauamt anzuzeigen. 

 

(3) Es sind bodenverbessernde Maßnahmen vorzunehmen, wie Bodenaustausch im 

Bereich der Baumgruben 200x200x150 cm durch Einbringen von einem Substrat aus 

Vulkatree oder gleichwertigem Material, dem Herstellen eines Gießrandes aus 

Kunststoff sowie das Aufstellen von Pfahldreiböcken.  

 

(4) Der Vorhabenträger weist gegenüber der Stadt eine vertraglich vereinbarte 

Entwicklungspflege von 3 Jahren nach. Die Baumpflanzungen innerhalb des 

Vorhabengrundstücks sind dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist entsprechender 

Ersatz zu pflanzen. 

 

(5) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Sicherung einer angemessenen ökologischen 

Funktion des Gebiets mit einer hohen Aufenthaltsqualität für die Bewohner. In Form 

von einer durchgrünten und aufgelockerten Struktur mit Hilfe der einzelnen 

Bewohnergärten, gemeinschaftlich genutzten Freiflächen, welche begrünt werden.  

 

(6) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, auf dem Areal einen Spielplatz für Kleinkinder zu 

errichten, wie in der Anlage 2 dargestellt. Dieser umfasst eine Spielfläche von rd. 90 m² 

und beinhaltet eine Sandkiste, Kleinspielgeräte und Sitzmöglichkeiten. 

 

(7) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, den Spielplatz vor Ort vom TÜV abnehmen zu 

lassen und einen entsprechenden Nachweis dem Stadtentwicklungsamt zu 

übermitteln.  

 

(8) Der Vorhabenträger wird darauf hingewiesen, den Spielplatz einmal im Jahr durch den 

TÜV abnehmen zu lassen. 

 

(9) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Baumpflanzung sowie den Spielplatz Vorort 

durch die Fachämter des Baudezernats abnehmen zu lassen. Ein entsprechender 

Termin ist mit dem Stadtentwicklungsamt abzustimmen. 

 

(10) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Instandhaltung und Verkehrssicherung des 

Zufahrtswegs im Gebiet. Die ordnungsgemäße Anbindung an die öffentliche 

Verkehrsfläche der Biesenthaler Straße und die erforderliche Genehmigung ist vor 

Beginn der Baumaßnahme beim Tiefbauamt einzuholen. 
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§ S 4   Artenschutz 

 

(1) Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass Vorschriften des Artenschutzes kraft Gesetzes 

gelten und diese zu beachten sind. Sollte sich im Nachhinein herausstellen, dass 

artenschutzrechtliche Belange, durch Auffinden geschützter Pflanzen und Tiere, 

betroffen sind, ist umgehend die Untere Naturschutzbehörde (UNB) zu kontaktieren. 

 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich entsprechend dem Hinweis der Unteren 

Naturschutzbehörde zur Verwendung von insektenfreundlichen Leuchtmitteln in frei 

zugänglichen Bereichen (Zufahrt, Stellplätze, Spielflächen). 

 

 

§ S 5   Sonstige Verpflichtungen 

 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich zum Bau von Versickerungsanlagen entsprechend 

des mit der unteren Wasserbehörde abgestimmten Entwässerungskonzepts. Die 

untere Wasserbehörde ist vor Beginn der Maßnahme einzubeziehen. 

 

(2) Die Fäll- und Rodungsarbeiten sowie Arbeiten mit Bodenbewegungen dürfen zum 

Schutz von Vögeln nur während der Vegetationsruhe vom 01. Oktober bis 28. Februar 

durchgeführt werden, d.h. außerhalb der Hauptbrutzeiten. Um einen Brutbeginn von 

Bodenbrütern auf der Fläche in der folgenden Brutsaison zu vermeiden, sind die 

Arbeiten danach, also am 1. März kontinuierlich fortzuführen. Durch die 

Bauzeitenregelung kann die baubedingte Zerstörung von Nestern oder Gelegen, die 

Störung des Brutgeschehens und die Verletzung oder Tötung von Tieren vermieden 

werden. 

 

 

§ S 6 Vertragsstrafe 

 

(1) Bei Nichteinhaltung der sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen kann die 

Stadt, differenziert nach der Art des Pflichtverstoßes eine Vertragsstrafe fordern. Sollte 

nach schriftlicher Aufforderung durch die Stadt und gesetzter Frist von 4 Wochen der 

Vorhabenträger der Vertragserfüllung nicht nachgekommen sein, ist die Stadt 

berechtigt, folgende Vertragsstrafen zu fordern: 

 

Verstoß gegen 

- § S 3 (1): 300 € je nicht gepflanzten Baum 

 

- § S 3 (5): 15.000 € bei nicht Herstellung des Spielplatzes 
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§ S 7 Haftungsausschluss der Stadt 

 

(1) Aus diesem Vertrag entsteht der Stadt keine Verpflichtung zur Aufstellung des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Eine Haftung der Stadt für etwaige 

Aufwendungen des Vorhabenträgers, die dieser im Hinblick auf die Aufstellung der 

Satzung tätigt, ist ausgeschlossen. 

 

(2) Für den Fall der Aufhebung der Satzung (§ 12 Abs. 6 BauGB) können Ansprüche 

gegen die Gemeinde nicht geltend gemacht werden. Dies gilt auch für den Fall, dass 

sich die Nichtigkeit des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Verlauf eines 

gerichtlichen Streitverfahrens herausstellt. 

 

 

§ S 8   Vertragsänderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 

(1) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 

Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die 

Stadt und der Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. 

 

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen 

Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame 

Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages 

rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 

 

 

§ S 9   Regelungen bei Abweichung vom Vertrag 

 

(1) Geringfügige Abweichungen von den Bestimmungen des Durchführungsvertrags zur 

Ausführung des Vertrages / Vorhabens können mit Einvernehmen des Baudezernats   

– Stadtentwicklungsamtes – zulässig sein und bedürfen keiner Änderung dieses 

Vertrages. Geringfügig sind Abweichungen, die nicht die Grundzüge der Planung 

berühren (beispielsweise: Ausstattung Spielplatz). 
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§ S 10   Wirksamwerden, Kündigung 

 

(1) Der Vertrag wird mit rechtsgültiger Unterzeichnung durch die Vertragspartner wirksam. 

 

(2) Beide Parteien können den Vertrag durch schriftliche Erklärung kündigen, wenn die 

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 612 „Biesenthaler Straße 

41“ nicht beschlossen, aufgehoben oder für unwirksam erklärt wird. 

 

 

 

 

 

Eberswalde, den ...........................   Eberswalde, den………………….. 

 

Für die Stadt      Für den Vorhabenträger 

 

 

 

Friedhelm Boginski     Thomas Hilbig  

Bürgermeister       

 

 

 

Anne Fellner        

Baudezernentin        

-stellv. Bürgermeisterin-      
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Anlage 1
zum Durchführungsvertrag Nr. 61-2021-01
zum vBPL Nr. 612  "Biesenthaler Straße 41"

Vertragsgebiet 1
Übersichtsplan unmaßstäblich



Anlage 2



  


Anlage 3

Anlage 3



Anlage 4

Lageplan Vertragsgebiet 2: 
Ersatzaufforstung Eberswalde, 
OT Finow
Gemarkung Finowf, 
Flur 4, Flurstück 297

Erstaufforstungsfläche: 570 m²

Waldumwandlung
Übersichtsplan unmaßstäblich ±



160

Waldumwandlung
Übersichtsplan unmaßstäblich ±

Anlage 5

Lageplan Vertragsgebiet 3:
Ersatzaufforstung Neuzelle, 
OT Henzendorf
Gemarkung Henzendorf, 
Flur 2, Flurstück 160

Erstaufforstungsfläche: 330 m²






























	DV_Stand_170821_final.pdf
	Anlage1neu_vBPL612.pdf
	Anlage2_VEP.pdf
	Anlage3_vBPL.pdf
	Anlage_4_Ersatzstandort_Finow.pdf
	Anlage5_Ersatzstandort_Henzendorf.pdf
	Anlage 6_1forstrechtliche Genehmigung_Karte-EA-Finow-Fs297.pdf
	Anlage 6_2forstrechtliche Genehmigung_Neuzelle.pdf

